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Wortkontrolle

Berufsbildung, die

Praktische Vorbereitung der
Jugend ( unsere Zukunft) auf
die hohen Anforderungen der
Berufswelt ( unser Wohlstand).
Gilt als Wundermittel im Kampf
gegen Jugendarbeitslosigkeit
( chillen). Im Gegensatz zur
akademischen Bildung ( Elfen-
beinturm) orientiert sich die B.
an der wirtschaftlichen Realität
( Grossraumbüro) und am
beruflichen Alltag ( Kaffee
holen). Beliebt ist die B. in der

Wirtschaft ( Nachwuchsförde-
rung) und der Politik ( Erfolgs-
rezept). International beschert
sie der Schweiz einen Ruf als
Vorzeigenation ( Exportschla-
ger). Dieser Glanz überträgt sich
auf den Schweizer Wirtschafts-
und Bildungsminister (Schnei-
der-Ammann, Johann), bringt
ihm Bewunderung von berufe-
ner Seite ( Trump, Ivanka) und
die Aussicht auf schöne Gegen-
besuche ( Beziehungspflege).

EineVolksinitiative sieht
weniger Anlässe auf dem
ZürcherVorzeigeplatz vor. Die
Kommission des Parlaments
ist gegen die Beschränkung.
FrancescoBenini

In den Streit umdie Belegung des
Sechseläutenplatzes gewinnt die
Idee an Zuspruch, dass sich nur
wenig ändern soll. Die Mehrheit
der zuständigenKommission des
Zürcher Stadtparlaments tendiert
dazu, die Bestimmungennicht zu
verschärfen und die Regelung in
einer Volksabstimmung der res-

triktiven Forderung einer Initiati-
ve gegenüberzustellen.
Der 16000Quadratmeter gros-

se Platz im Zentrum Zürichs darf
gemäss der heute gültigen Rege-
lung des Stadtrats an 185 Tagen
im Jahr belegt sein, 125 davon im
Sommerhalbjahr. Weil 2014 nach
der Sanierung des Platzes diese
Regelungmissachtet wurde – der
Platzwar zu oft belegt –, sammel-
ten Initianten Unterschriften: an
300 Tagen sollte der Platz frei
sein, lautet ihre Forderung. Damit
wären nicht mehr alle Anlässe
möglich, die der Stadtrat neben
einmaligen Veranstaltungen er-

laubenwill: das Gastspiel des Zir-
kus Knie, die Street Parade, das
Gastspiel eines Zirkus im Herbst,
das Zürcher Filmfestival sowie
einWeihnachtsmarkt.
Der Stadtrat formulierte einen

Gegenvorschlag: Statt an 185 soll-
te der Platz noch an 125 Tagen be-
legt werden dürfen, wobei eine
nicht vollständige Belegung wie
während des Filmfestivals als
halber Tag gewertet würde.
Überraschenderweise setzt

sich in der Kommission des Ge-
meinderats die Meinung durch,
dass dieser Vorschlag zu weit
gehe. Es genüge, wenn der Platz

an 180 Tagen unbelegt sei, wobei
eine saisonale Restriktion vorge-
sehen ist: Nur ein Viertel der Be-
legungstage sollen zwischen Juni
und September liegen. Damit
wäre gewährleistet, dass sich die
Bewohner Zürichs im Sommer
auf demPlatz treffen können; an-
derseits wäre das Gastspiel des
Zirkus Knie nicht gefährdet, des-
sen Zürcher Vorstellungen vor al-
lem im Mai angesetzt sind. Die
Kommission findet, dass sich das
Belegungskonzept des Stadtrats
nach denÜbertreibungen im Jahr
2014 bewährt hat. Es soll in ein
Gesetz gegossenwerden.

Sechseläutenplatz:NeuerVorschlag

DasAKWBeznau I ist seit
zwei Jahren ausser Betrieb.
Die Schweizerische
Energiestiftungwill es darum
gleich ganz abschalten.
KathrinAlder

Fünf Atomkraftwerke sollten der-
zeit die Schweiz mit Strom ver-
sorgen. Das älteste davon, Bez-
nau I, steht aber seit März 2015
still. Der Grund sind Anomalien,
die bereits bei der Herstellung
entstanden sind – Aluminium-
oxid im Stahl der Reaktordruck-
behälter. Die Betreiberin Axpo
hat umfangreiche Untersuchun-
gen durchgeführt und imNovem-
ber 2016 bei der Atomaufsichts-
behörde Ensi den Nachweis
eingereicht, dass das Kraftwerk
sicher sei. Seither prüft das Ensi
denNachweis, dieWiederaufnah-
me des Betriebs wurde aber
bereits mehrfach verschoben.
Die atomkritische Schweizeri-

sche Energiestiftung hält diese
Situation für unbefriedigend:
«Der lange Stillstand in Beznau
schafft eine Vielzahl von Unsi-
cherheiten», sagt Nils Epprecht,
verantwortlich für die Themen
Strom und Atom. «Wir fordern
deshalb eine Regelung, die einem
Werk, das zwei Jahre und mehr
stillsteht, automatisch die Be-
triebsbewilligung entzieht. Der
Betreiber kann dann eine Bewilli-
gungserneuerung beantragen.»
Frankreich etwa kenne ein sol-
ches Gesetz bereits. Epprecht be-
tont, dass mit der Zwei-Jahres-
Klausel viele Probleme behoben
werden könnten. Zum einen das
wirtschaftliche Dilemma, in dem
die Betreiberin Axpo stecke. Eine
Stilllegung führe augenblicklich

Pannen-AKWsollen
nachzwei Jahren
stillgelegtwerden

zu einem hohen Abschreiber. Die
unbefristete Betriebsbewilligung
verleite dazu, diesen unliebsa-
men Entscheid in die Zukunft zu
schieben – sogar dann, wenn das
Werk über lange Zeit still stehe.
Durchbrechen könneman diesen
Kreislauf nur, wenn die Betriebs-
bewilligung in einem Werk mit
anhaltendenUnklarheiten bei der
Sicherheit ablaufen könne. Zum
anderen gehe mit einem langen
Stillstand viel Know-how verlo-
ren. Stehe ein Werk zwei Jahre
und länger still, ohne dass es eine
Planung für die definitive Stillle-
gung gebe, riskiere das betroffene
Werk, dass Fachkräfte die Organi-
sation aufgrundmangelnder Per-
spektive verlassen, sagt Epprecht.
FDP-Nationalrat und Energie-

politiker Christian Wasserfallen
hält nichts von diesemVorschlag.
Er ist im Gegenteil überzeugt,
dass eine Zwei-Jahres-Klausel die
Versorgungssicherheit schwäche.
«Eine solche Regelung würde
ausserdemzuMilliarden an Scha-
denersatz führen», ist Wasserfal-
len überzeugt. Dabei habe sich
das Volk gegen eine Laufzeit-
beschränkung ausgesprochen.
Anderer Meinung ist der grün-

liberaleNationalrat Beat Flach. Er
unterstützt die Zwei-Jahres-Klau-
sel voll und ganz undwill im Par-
lament bald einen entsprechen-
den Vorstoss einreichen. «Im
Moment driften beimBetrieb von
Kernkraftwerken wirtschaftliche
Interessen und Versorgungs-
interessen auseinander», sagt er.
Dies führe zu einer Abkehr vom
Grundsatz «safety first». Um den
sicheren Betrieb garantieren zu
können, brauche es vor allemPla-
nungssicherheit. Diese könne die
Zwei-Jahres-Klausel garantieren.

Jeder fünfte Junglehrer gibt
in den erstenBerufsjahren
auf. Darummöchte der
Lehrerverband eine bessere
Begleitung in der Startphase
sowiemehrWeiterbildung.
RenéDonzé

Rund 3500 neue Kindergarten-,
Primar- und Sekundarlehrer ha-
ben letztes Jahr ihr Diplom erhal-
ten. Doch nicht alle werden lange
vor einer Klasse stehen; etwa 700
steigen gar nicht in den Beruf ein
oder bald wieder aus. Laut Bil-
dungsbericht 2014 waren 17 Pro-
zent der Absolventen fünf Jahre
nach Abschluss der Ausbildung
nicht mehr als Lehrer tätig, der
Lehrerverband Schweiz rechnet
mit 20 bis 30 Prozent.
Es verschiedeneGründe dafür,

dass Junglehrer dem Schulzim-
mer den Rücken kehren: Weiter-
bildungen, Reisen, Familiengrün-
dung können eine Rolle spielen.
«Viele Junglehrer sind aber auch
überfordert», sagt Jürg Brühl-
mann, Leiter der Pädagogischen
Arbeitsstelle des Lehrerverbands.
Von einem Tag auf den anderen
tragen sie Verantwortung, müs-
sen sichmit zumTeil schwierigen
Schülern auseinandersetzen und
sich in manchmal schwierigen
Gesprächen mit älteren und er-
fahreneren Eltern durchsetzen.

Lehrerverbandfordertmehr
UnterstützungfürEinsteiger

«Hier fehlt es oft an professionel-
ler Unterstützung», sagt er.
Darum fordert der Lehrerver-

bandnunMassnahmen: Alle Kan-
tone sollten eine professionelle
schulinterne Begleitung der Jung-
lehrer sicherstellen. «Es genügt
nicht, wenn sie von Kollegen im
Göttisystem betreut werden»,
sagt Brühlmann.Mentorenmüss-
ten gut ausgebildet und entschä-
digt werden. Für die Junglehrer
will der Verband eine Weiterbil-
dungspflicht mit klarer Struktur.
Noch besserwäre statt des Bache-
lors eine Masterausbildung für
Primarlehrer, da der Beruf immer
anspruchsvoller werde. Darin
hätte auch eine begleitete Berufs-
einführung Platz.

Bern ergreift Massnahmen
Bei den Kantonen stösst der Ruf
nach nationalen Standards auf
Ablehnung. «Der Berufseinstieg
ist für die Lehrpersonen eine ab-
solut entscheidende Phase», sagt
zwar der Zuger Bildungsdirektor
Stephan Schleiss (svp.). Aber:
«Mit seinen Forderungen schiesst
der Lehrerverband über das Ziel
hinaus.» Es brauche weder Nor-
mierungen noch Obligatorien.
Auch die Zürcher Regierungs-

rätin und Präsidentin der Erzie-
hungsdirektorenkonferenz, Silvia
Steiner (cvp.) betont den Födera-
lismus: «Die Frage der Steigerung

der Attraktivität des Lehrerberufs
ist eine wichtige Aufgabe der
Kantone und ihrer pädagogischen
Hochschulen.» In der Erziehungs-
direktorenkonferenz gebe es kei-
ne Bestrebungen, den Umfang
der Ausbildung zu erhöhen.
Anders bei den Pädagogischen

Hochschulen (PH): Diese disku-
tieren über eine Verlängerung des
Primarlehrerstudiums und die
Einführung des Masters. Auch
der berufsbegleitende Master ist
ein Thema. Im Herbst soll ein
entsprechendes Strategiepapier
vorgestellt werden: «Die Anforde-
rungen an die Schule nehmen zu,
dem müssen wir Rechnung tra-
gen», sagte Hans-Rudolf Schärer,
Präsident der pädagogischen
Kammer des Rektorenverbandes
Swissuniversities, imMärz.
Unabhängig davon ergreifen

einzelne Kantone jetzt schon
Massnahmen, um den Lehrerin-
nen den Berufseinstieg zu er-
leichtern. So werden im Kanton
Bern ab dem neuen Schuljahr
jene Lehrer entlastet, die sich als
Mentoren ihrer jungenBerufskol-
legen annehmen. Pro Mentorat
gibt es eine Gutschrift von drei
Stellenprozenten. «Damit wird
dieWichtigkeit dieser Arbeit auch
anerkannt», sagt Urs Gfeller von
der Pädagogischen Hochschule
Bern. Die Betreuung dauertmaxi-
mal zwei Semester und soll von

einer erfahrenen Lehrperson der
gleichen Stufe und im gleichen
Schulhaus übernommenwerden.
Auch der Kanton Zürich setzt
sogenannte Fachbegleiter ein, die
entschädigt werden. «Das sind
gute Beispiele», sagt Brühlmann.
Andere Kantone behandelten die-
se Frage indes stiefmütterlich.

Keine Bevormundung
Grosse Unterschiede gibt es auch
betreffend Weiterbildung der
Junglehrer zu Themen wie El-
ternarbeit, Klassenführung, Be-
urteilung von Schülern. In Zürich
sind Kurse während der ersten
Berufsjahre Pflicht. In Bern sind
sie freiwillig. «Wir wollen die
Lehrpersonen nicht bevormun-
den», sagt Gfeller von der PH
Bern. «Sie müssen selber die Ein-
sicht haben, dass sie sich weiter-
bilden sollten.» Bereits im Stu-
dium werde die Wichtigkeit des
lebenslangen Lernens betont.
Diese Freiwilligkeit genügt

nicht, sagt Brühlmann vom Leh-
rerverband: «Es braucht einheitli-
che professionelle Standards.»
Nur diese führten zu einer natio-
nalen Anerkennung der Weiter-
bildungen. Und nur so könnten
auch jene erreicht werden, die
durch dieMaschen fallen,weil sie
schon beim Berufseinstieg aus-
brennen. «Jede Lehrperson, die
aufgibt, ist eine zu viel», sagt er.

Mentorenkönntenverhindern, dassLehrer frühausbrennen
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Anspruchsvoller Beruf: Eine Lehrerin bringt ihren Erstklässlern spielerisch das Zählen bei. (Suhr, 25. September 2014)
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Kämpftmit Problemen: AKWBeznau. (Döttingen, 3. Juni 2011)


